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Vorbemerkung 

Der Freier Genossenschaftsverband e.V., Düsseldorf (nachfolgend „FGV“ oder „Verband“) 

ist als Abschlussprüfer von Unternehmen von öffentlichem Interesse gemäß Art. 13 der 

Verordnung (EU) Nr. 537/2014 vom 16. April 2014 (EU-APrVO) verpflichtet, jährlich einen 

Transparenzbericht zu erstellen und auf seiner Internetseite zu veröffentlichen. 

Zweck des Transparenzberichtes ist es, der Öffentlichkeit einen Überblick über die Ver-

bandsstrukturen und hier vor allem über die Leitungsstruktur und das Qualitätssicherungs-

system des Prüfungsbereiches des Verbandes zu verschaffen. 
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1. Rechtliche und organisatorische Struktur 

1.1. Rechtsform und Eigentumsverhältnisse 

Der FGV ist ein unabhängiger genossenschaftlicher Prüfungsverband in der Rechtsform eines ein-

getragenen Vereins im Sinne von § 63b GenG mit Sitz in Düsseldorf und unterhält daneben ein 

Büro in Neubrandenburg. Der FGV wurde im Jahr 1990 als Genossenschaftlicher Prüfungsver-

band Mecklenburg-Vorpommern e.V. gegründet. Am 25. Oktober 2023 wurde auf dem Verbands-

tag neben einer Änderung der Satzung auch beschlossen, den Verband in Freier Genossen-

schaftsverband e.V. umzubenennen und den Sitz nach Düsseldorf zu verlegen. Die Eintragung in 

das Vereinsregister Düsseldorf (VR 12480) erfolgte am 21. Juni 2024. 

Dem Verband wurde das Prüfungsrecht gesetzlich verliehen. Im Berufsregister der Wirtschaftsprü-

ferkammer wird der FGV unter der Registernummer 170944500 geführt. 

Eigentümer des FGV sind die Mitgliedsunternehmen, die sich zum 31. Dezember 2025 wie folgt 

zusammensetzen: 

• 6 Genossenschaftsbanken 

• 15 Agrargenossenschaften 

• 5 Immobilien- und Baugenossenschaften 

• 5 Bäckerei- und Konditorgenossenschaften 

• 4 Genossenschaften im Sozialwesen 

• 3 sonstige Genossenschaften 

Ein beherrschender Einfluss durch bestimmte Mitglieder oder Mitgliedsgruppen des Verbandes be-

steht nicht.  
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1.2. Leitungsstruktur 

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des FGV und zuständig für alle Angelegenheiten 

des Prüfungsverbandes, soweit sie nicht durch Gesetz oder die Satzung anderen Organen über-

tragen sind. Eine ordentliche Mitgliederversammlung ist einmal jährlich abzuhalten; in bestimmten 

Fällen sind in der Satzung außerordentliche Mitgliederversammlungen vorgesehen. Die Mitglieder-

versammlung beschließt grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Der Verbandsvorstand besteht aus vier Mitgliedern, die alle Wirtschaftsprüfer sind. Die Mitglieder 

des Vorstands werden durch den Beirat bestellt und abberufen. 

Vorstandsmitglieder sind 

• WP/StB Dr. Peter Behrens 

• WP/StB Prof. Dr. Thomas Edenhofer 

• WP/StB Thomas Gloth 

• WP/StB Ralf Gröning  

 

Der Vorstand ist das geschäftsführende Organ des FGV. Er vertritt den Verband gerichtlich und  

außergerichtlich. 

Der Verband verfügt über einen Verbandsbeirat, der sich aus Vertretern der kreditgenossenschaftli-

chen Mitgliedsbanken, genossenschaftlichen Mitgliedsunternehmen oder kooperierenden Wirt-

schaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften zusammensetzen soll. Der Beirat hat insbe-

sondere die Aufgaben, den Vorstand bei der Geschäftsführung zu überwachen und sich über die 

laufenden Geschäfte unterrichtet zu halten, den vom Vorstand vorzulegenden Jahresabschluss zu 

prüfen, zu genehmigen und festzustellen. 

Die Beiratsmitglieder des FGV sind: 

• WP/StB Martin Weinand (Vorsitzender) 

• Erhard Stoll 

• Klaus Majehrke 

• Sven Peters 

Der Beirat wird von der Mitgliederversammlung für eine Dauer von drei Jahren gewählt.  
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1.3. Vergütungsgrundlagen 

Eine Vergütung der Mitglieder von Vorstand und Beirat für die Tätigkeit erfolgt nach Maßgabe  

der durch den Beirat bzw. der Mitgliederversammlung erlassenen Vergütungsverordnung. Die  

Mitglieder der Organe erhalten für ihre notwendigen Auslagen innerhalb des gesetzlichen  

Rahmens Ersatz.  
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1.4. Finanzinformationen 

Der FGV erzielte im Geschäftsjahr 2025 einen Umsatz in Höhe von 1,7 Mio. EUR. Dieser unterteilt 

sich nach Art. 13 Abs. 2 lit. k) EU-APrVO wie folgt: 

 

Einnahmen aus der Abschlussprüfung des Jahresabschlusses und konsolidierten  

Abschlusses von Unternehmen von öffentlichem Interesse und von Unternehmen  

einer Unternehmensgruppe, deren Muttergesellschaft ein Unternehmen von  

öffentlichem Interesse ist 1.171,4 TEUR 

 

Einnahmen aus der Abschlussprüfung des Jahresabschlusses  

und konsolidierten Abschlusses anderer Unternehmen 412,5 TEUR 

 

Einnahmen aus zulässigen Nichtprüfungsleistungen für Unternehmen,  

die von dem FGV geprüft werden 53,8 TEUR 

 

Einnahmen aus Nichtprüfungsleistungen für andere Unternehmen 71,3 TEUR 

 ___________________ 

 1.709,0 TEUR 
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1.5. Abschlussprüfungen bei Unternehmen von öffentlichem Interesse 

Der FGV hat in 2025 bei den folgenden Unternehmen von öffentlichem Interesse  

Abschlussprüfungsleistungen erbracht: 

• Volksbank Staufen eG, Staufen im Breisgau 

• VR Bank Niederbayern-Oberpfalz eG, Regensburg 

• Volksbank Dettenhausen eG, Dettenhausen 

• VR-Bank eG Magstadt-Weissach, Magstadt 

Die VR-Bank eG Magstadt-Weissach wurde rückwirkend zum 1. Januar 2025 auf die Vereinigte 

Volksbanken eG fusioniert. 

Bei den aufgeführten Kreditgenossenschaften wurden in 2025 keine Konzernabschlussprüfungen 

durchgeführt. 

Unter den Mitgliedsgenossenschaften des FGV befinden sich zum 31. Dezember 2025 noch insge-

samt sechs Unternehmen von öffentlichem Interesse. Der FGV besitzt bei drei dieser Genossen-

schaften das Prüfungsrecht. Die übrigen Unternehmen von öffentlichem Interesse sind zusätzlich 

Mitglied in einem weiteren Prüfungsverband, der das Prüfungsrecht ausübt.  
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2. Einbindung in ein Netzwerk 

2.1. Baker Tilly (Deutschland) 

Seit 2024 ist der FGV aufgrund der zum 1. Januar 2024 abgeschlossenen Kooperationsvereinba-

rung Mitglied im Netzwerk (§ 319b Abs. 1 Satz 3 HGB) der Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf (nachfolgend „Baker Tilly“). Die Vereinbarung sieht vor, 

dass beide Unternehmen ihre Betriebe an einem gemeinsamen Standort als gemeinsamen Betrieb 

von Baker Tilly und dem FGV i. S. d. § 1 Abs. 2 BetrVG führen, in dem die vorhandenen Betriebs-

mittel sowie Arbeitnehmer zur Verfolgung arbeitstechnischer Zwecke gemeinsam eingesetzt wer-

den (Gemeinschaftsbetrieb). Die Leitung des Gemeinschaftsbetriebs (Geschäftsführung) erfolgt 

durch die Vorstandsmitglieder des FGV, wobei stets mindestens ein Mitglied des Vorstandes zu-

gleich ein Geschäftsführer von Baker Tilly sein muss. 

Dieser Gemeinschaftsbetrieb ermöglicht die Nutzung der langjährigen Erfahrung von Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern in der Prüfung von Kreditinstituten und Kreditgenossenschaften sowie die 

Nutzung der Prüfungssoftware, weiterer Tools und Vorlagen sowie des Qualitätsmanagement- 

systems (QMS) von Baker Tilly. Durch die Kooperation mit Baker Tilly kann der FGV zudem die 

Rechtsabteilung sowie das National Office (Grundsatzabteilung) einbinden, um sicherzustellen, 

dass bestehende Regelungen eingehalten werden, und um weitere angemessene Regelungen 

und Maßnahmen zur Einhaltung der gesetzlichen und berufsrechtlichen Vorschriften zu schaffen. 

Der Gesamtumsatz der Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und des FGV 

aus der Prüfung von Jahres- und Konzernabschlüssen belief sich im Geschäftsjahr 2025 auf insge-

samt 69,3 Mio. Euro. 
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2.2. Baker Tilly International 

Durch die Einbindung in das Netzwerk von Baker Tilly ist der FGV auch Teil des weltweiten Netz-

werks „Baker Tilly International“ (BTI).  

Beschreibung und Rechtsstruktur 

BTI ist eines der weltweit größten Netzwerke unabhängiger Wirtschaftsprüfungs- und Beratungs-

unternehmen, vereint durch die Verpflichtung, den Mandanten ausgezeichneten Service zu bieten. 

Baker Tilly in Deutschland ist ein unabhängiges Mitglied von Baker Tilly International Limited, einer 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung, eingetragen in England und Wales. Sie ist im Besitz ihrer 

Mitglieder, die alle einen gleichen Anteil am Unternehmen halten. Die Mitglieder des jährlichen Ge-

neral Meetings sind für die Ernennung des Board of Directors, die Genehmigung der Unterneh-

mensstrategie und andere Angelegenheiten wie die Änderung der Unternehmenssatzung verant-

wortlich. Das Board of Directors setzt sich sowohl aus Vertretern der Mitgliedsunternehmen als 

auch aus externen Mitgliedern zusammen. Ferner gibt es das E8 Regional Council, in dem die 

größten europäischen Netzwerkmitglieder vertreten sind. Dieses ist zuständig für die Aufnahme-

prozesse in Europa sowie die Weiterentwicklung der Marktstrategien. 

BTI selbst bietet den Mandanten keine fachlichen Serviceleistungen, Beratungsleistungen oder 

Stellungnahmen an, sondern fungiert als Mitglieder-Service-Organisation, die von ihrem Global 

Office in London aus tätig ist. Dienstleistungen gegenüber Mandanten werden durch ein Netzwerk 

von über 140 unabhängigen Mitgliedern weltweit erbracht. 

Mitglieder sind selbstständige und unabhängige juristische Einheiten oder sogenannte Allianzen 

unterschiedlicher rechtlicher Einheiten. Die juristischen Einheiten sind in lokalem Besitz, werden 

vor Ort betrieben und geführt und sind für ihre eigenen Handlungen verantwortlich. Kein einzelnes 

Mitglied ist für die Dienste oder Handlungen eines anderen verantwortlich.  

Management und Governance 

BTI arbeitet mit einem Board of Directors (Vorstand), bestehend aus dem Chief Executive Officer 

(CEO) und weiteren Direktoren von unabhängigen Netzwerkmitgliedern auf der ganzen Welt. Das 

Board ernennt den CEO und COO. Es formuliert auch die Strategie für BTI und billigt die Richtli-

nien und Verfahren zur Steuerung und Verwaltung des Netzwerks. Auf Empfehlung des CEO und 
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der regionalen Advisory Councils (Beiräte) ist das Board für die Aufnahme neuer Mitglieder und 

gegebenenfalls für die Beendigung einer Mitgliedschaft verantwortlich. Die repräsentative Spitze 

des Netzwerkes bildet der Chairman. 

Das Netzwerk betreibt geografisch sieben Regionen: North America – Latin America – Europe – 

Middle East – Africa – Asia Pacific – Caribbean. Jede Region hat einen Vorsitzenden, der einen 

Beirat von Partnern aus Mitgliedern dieser Region leitet. Die Rolle des Vorsitzenden umfasst die 

Koordinierung und Entwicklung der Geschäfte zwischen den Mitgliedern, die Rekrutierung neuer 

Mitglieder bei Bedarf und die Umsetzung der regionalen Strategie. 

Auf Managementebene wird das Netzwerk vom CEO koordiniert. Der CEO ist gegenüber dem 

Board of Directors und letztlich den Mitgliedern für alle Angelegenheiten im Zusammenhang mit 

dem Management und der Leitung des Netzwerks verantwortlich. 

Der CEO wird von einem Team des Global Office unterstützt, das den Mitgliedern weltweit Exper-

tise und Mittel zur Verfügung stellt. Diese sind breit gefächert und umfassen internationale Marken-

entwicklungsinitiativen, Standardsetting (Prüfung der Finanz- und Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung), technische Unterstützung des globalen Audit-Tools und Qualitätssicherung sowie die Koor-

dination eines globalen Secondment-Programms. 

Honorare für Abschlussprüfungen 

Die Honorare für in der EU erbrachte Abschlussprüfungen der BTI-Netzwerkmitglieder betrugen 

2025 ungefähr 242 Mio. Euro (Vorjahr: 250 Mio. Euro). 

 

2.3. Weitere Kooperationen 

Eine weitere Kooperation besteht mit der Sozietät Dr. Behrens, Mätz & Partner GbR,  

Neubrandenburg, die auf die Betreuung von Agrarunternehmen spezialisiert ist. 
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3. Qualitätsmanagementsystem 

 
 

3.1. Risikobasiertes Qualitätsmanagementsystem 

Als Teil des Netzwerks von Baker Tilly wird der FGV innerhalb des QMS von Baker Tilly berück-

sichtigt. Die internen Qualitätsmanagementvorgaben von Baker Tilly gelten ebenfalls für die  

Prüfungs- und Beratungsleistungen, die durch den FGV erbracht werden. Die Besonderheiten  

und abweichenden Regelungen, die für den FGV gelten, werden im Qualitätsmanagementhand-

buch (QMH) von Baker Tilly gesondert aufgeführt. 

Baker Tilly sowie der FGV betreiben in Übereinstimmung mit ISQM 1: Quality Management for 

Firms that Perform Audits or Reviews of Financial Statements, or Other Assurance or Related Ser-

vices Engagements, ISQM 2: Engagement Quality Reviews sowie ISA [DE] 220 (Revised) unter 

Beachtung der Wirtschaftsprüferordnung (WPO) sowie der Berufssatzung für Wirtschaftsprü-

fer/vereidigte Buchprüfer (BS WP/vBP) ein berufsständisches QMS. Die entsprechenden berufs-

ständischen deutschen Verlautbarungen des IDW Qualitätsmanagementstandard: Anforderungen 

an das Qualitätsmanagement in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QMS 1 (09.2022) und des IDW 

Qualitätsmanagementstandard: Auftragsbegleitende Qualitätssicherung (IDW QMS 2 (09.2022)) 

sowie internationalen Vorgaben wie der International Code of Ethics for Professional Accountants 

(IESBA Code of Ethics) sind damit ebenfalls umgesetzt. Ferner berücksichtigt das QMH auch die 

gesetzlichen Vorgaben der EU-APrVO, sofern sie für den FGV anzuwenden sind. 

Mit der Einrichtung, Durchsetzung und Überwachung eines QMS wird das Ziel verfolgt, hinrei-

chende Sicherheit zu erlangen, dass der FGV sowie das bei Prüfungen des FGV eingesetzte 

Fachpersonal die für die Berufsausübung geltenden gesetzlichen und sonstigen rechtlichen Best-

immungen sowie fachlichen Regeln einhalten und Prüfungen in Übereinstimmung mit diesen Be-

rufspflichten durchführen und die von dem FGV vorgelegten Berichterstattungen unter den gege-

benen Umständen angemessen sind. 
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Der risikobasierte Qualitätsmanagement-Ansatz von Baker Tilly und dem FGV umfasst die  

folgenden, miteinander in Wechselwirkung stehenden Bestandteile: 

• Führung und Steuerung der A&A-Business-Line-Leitung bzw. des Vorstands, einschließlich 

Etablierung und Förderung einer positiven Qualitätskultur, 

• Risikobeurteilungsprozess: 

 Festlegung von Qualitätszielen, 

 Identifizierung und Beurteilung von Qualitätsrisiken sowie 

 Ausgestaltung und Einrichtung von Regelungen oder Maßnahmen als Reaktion  

auf Qualitätsrisiken, 

• Information und Kommunikation, 

• Nachschau- und Verbesserungsprozess. 
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Die Regelungen und Verweise auf die Maßnahmen, die der Erreichung dieses Ziels dienen, sind in 

dem QMH zusammengefasst. Es verpflichtet alle für den FGV tätigen Personen zur Beachtung der 

allgemeinen Berufspflichten. Für Abschlussprüfungen basiert es unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Abschlussprüfung (GoA) auf der WPO, der BS WP/vBP, der EU-APrVO über spezifische An-

forderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse und setzt deren 

Regeln in praktischen Handlungsanweisungen, Mustern und Vorlagen zur Erreichung höchster 

Qualität und Effizienz der Praxisorganisation sowie der Durchführung von Prüfungen oder Bera-

tungsleistungen um. 

Das A&A National Office (NO) von Baker Tilly, das auch für den FGV zuständig ist, aktualisiert, so-

weit erforderlich, laufend das QMH, das sich im Wesentlichen aus den folgenden Teilbereichen zu-

sammensetzt: 

• Verantwortlichkeiten 

• Relevante berufliche Verhaltensanforderungen, wie Verschwiegenheit und Unabhängigkeit 

• Annahme, Durchführung und Beendigung von Audit- und Advisory-Aufträgen 

• Personelle, fachliche und technische Ressourcen sowie Dienstleister und externe Ressourcen 

• Information und Kommunikation 

• Überwachungs- und Verbesserungsprozesse 

• Netzwerk 

Sofern gesetzliche Vorschriften für den FGV abweichende Regelungen notwendig machen, sind 

diese im QMH gesondert aufgeführt. 

 

3.2. Verantwortlichkeiten im Rahmen des Qualitätsmanagementsystems 

Die Gesamtverantwortung über das QMS obliegt dem Vorstand des FGV, der für die Durchsetzung 

des QMS verantwortlich ist. Operativ unterstützt wird sie durch das NO, dem fachbezogen sechs 

Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer sowie neun weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

fest angehören, fallweise unterstützt durch weitere Kolleginnen und Kollegen aus der Service Line. 

Dem NO obliegt die Letztentscheidung bei allen Qualitätsfragen bezogen auf das QMS. 
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Das NO besteht aus den Bereichen „Quality Management“, „Accounting & Reporting“, „Audit Meth-

odology & Solutions“, „Business IT A&A“ sowie „A&A Learning“. Es ist insbesondere zuständig für 

• die Weiterentwicklung der Qualitätsstandards von Baker Tilly A&A und des FGV, insb. des 

QMH, 

• die Erarbeitung und Bereitstellung von Vorlagen und Mustern, 

• die Durchführung der internen Nachschau, 

• Konsultationen in Fragen der Rechnungslegung (IFRS und HGB), der Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung, des Berufsrechts und der Prüfungsmethodik, 

• die Konzeptionierung der fachlichen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen in enger Abstimmung 

mit der Baker Tilly Academy, 

• die Konzeptionierung und Projektleitung bei der Auswahl, Entwicklung und Einführung von 

Prüfungs- und sonstigen Tools, 

• das Software Asset Management (Business-Line-spezifische Anwendungen betreffend) sowie 

• weitere qualitätssichernde Maßnahmen. 

 

3.3. Unabhängigkeit 

Unabhängigkeit ist eine der wesentlichen Eigenschaften von uns Wirtschaftsprüferinnen und Wirt-

schaftsprüfern. Sie bildet die Grundlage der Objektivität unserer Arbeit. Ziel ist es, unser fachliches 

und geschäftliches Urteil frei von Voreingenommenheit, eigenen Interessen oder ungebührlicher 

Einflussnahme unserer Mitglieder, Mandanten oder Dritter zu bilden. 

Zur Wahrung und Sicherung der Unabhängigkeit bei durchzuführenden Abschlussprüfungen er-

folgt sowohl bei der Einstellung als auch jährlich eine Unabhängigkeitsabfrage gemäß ISQM1: 

Quality Management for Firms that Perform Audits or Reviews of Financial Statements, or Other 

Assurance or Related Services Engagements als auch gemäß IDW QMS 1 (09.2022) bei allen 

Vorstandsmitgliedern sowie fachlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die für den FGV tätig 

werden.  

Ebenso bestätigen die Mitglieder des eingesetzten Prüfungsteams bei allen Prüfungen ihre mit-

gliedsbezogene Unabhängigkeit und ggfs. die Beachtung von Insiderregeln. Vor der erstmaligen 

Aufnahme eines Mitglieds oder im Falle eines Unternehmens von öffentlichem Interesse vor jeder 

(erneuten) Prüfung werden bei sämtlichen Partnerinnen und Partnern von Baker Tilly in Deutsch-

land sowie den Vorstandsmitgliedern des FGV etwaige widerstreitende Interessen durch einen  

nationalen Conflict Check abgefragt. Ergänzend gibt es auf Netzwerkebene einen International 
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Conflict Check in der Unabhängigkeitsdatenbank („Independence Database“) von BTI, um im Falle 

kapitalmarktnotierter Unternehmen und internationaler Konzernabschlüsse die Unabhängigkeit in-

nerhalb unseres Netzwerkes sicherzustellen. 

Für jegliche Dienstleistungen an Unternehmen von öffentlichem Interesse gelten verschärfte Rege-

lungen: Vor der Neuaufnahme eines Mitglieds werden bei Abschlussprüfungen alle unabhängig-

keitsrelevanten Kriterien unter Beachtung des Verbots zur Erbringung von Nichtprüfungsleistungen 

abgefragt. 

 

3.4. Rotation 

Die Regelungen des Art. 17 EU-APrVO zur internen und externen Rotation sind gemäß § 53 Abs. 

2 GenG auf den FGV nicht anwendbar. 

Gleichwohl erfolgt bei der Prüfung von Genossenschaftsbanken eine interne Rotation der mit der 

Prüfungsdurchführung beauftragten verantwortlichen Prüfungspartner bzw. Prüfungspartnerinnen 

gemäß § 43 Abs. 6 WPO spätestens nach fünf Jahren.  

 

3.5. Gesamtplanung aller Prüfungen 

Das genutzte Planungssystem „NAPTA“ ermöglicht eine standortbezogene sowie -übergreifende 

Gesamtplanung aller Prüfungen. Hierbei handelt sich um einen kontinuierlichen Prozess der zeitli-

chen und personellen Gesamtplanung aller Prüfungen.  

Die zentrale Auftragsdisposition stellt mithilfe des Planungssystems „NAPTA“ die sachgerechte 

Gesamtplanung aller Prüfungen sowie die ordnungsgemäße und zeitgerechte Abwicklung der 

übernommenen und erwarteten Prüfungen sicher. 

 

3.6. Annahme, Fortführung und vorzeitige Beendigung von Prüfungen 

Die Regelungen des FGV zur Annahme, Fortführung sowie vorzeitigen Beendigung von Prüfungen 

stellen sicher, dass unter Berücksichtigung der mit den Prüfungen verbundenen Risiken nur Prü-

fungen durchgeführt werden, die in sachlicher, personeller und zeitlicher Hinsicht ordnungsgemäß 

abgewickelt werden können. 

Bei den gesetzlichen Prüfungen des FGV handelt es sich um Pflichtprüfungen durch den zuständi-

gen Genossenschaftsverband. Alle geprüften Unternehmen sind Mitglieder des FGV und werden 

kraft Gesetzes – § 55 GenG – durch den FGV geprüft (Prüfungsrecht), so dass eine gesonderte 

Beauftragung durch die Mitgliedsgenossenschaft nicht erforderlich ist. 
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Dennoch hat nach den bestehenden internen Regelungen vor der geplanten Neuaufnahme eines 

Mitglieds in den FGV sowie vor jedem Beginn einer Prüfung anhand einer separaten Checkliste die 

Prüfung bestimmter Ausschlussgründe und eine Beurteilung des Prüfungsrisikos zur Identifikation 

von Hochrisikoaufträgen zu erfolgen.  

Die Prüfung der Zulässigkeit der Aufnahme von Neumitgliedern bzw. der Durchführung von Prü-

fungs- bzw. prüfungsnahen Beratungsleistungen wird insbesondere vorgenommen unter Berück-

sichtigung 

• der Unabhängigkeitserfordernisse, 

• der berufsrechtlichen Anforderungen, 

• der erforderlichen Kapazitäten sowie 

• der Pflichten nach dem Geldwäschegesetz. 

Im Rahmen der Neuaufnahme von Mitgliedern erfolgt eine Analyse der Integrität des Unterneh-

mens und der mit der Mitgliedschaft verbundenen Risiken. Bestehen Bedenken, so ist über die An-

nahme oder Ablehnung – und bei einer Annahme über eventuelle besondere Maßnahmen der 

Qualitätssicherung – zu befinden. Diese Regelung gilt auch für eine aktualisierte Risikoeinschät-

zung während der Mitgliedschaft, soweit diese von der ursprünglichen Einschätzung abweicht. Sie 

berücksichtigt auch die – im Rahmen der Grenzen des Gesetzes bzw. der Satzung mögliche – Be-

endigung der Mitgliedschaft als ggf. erforderliche Reaktion. 

Zur Vermeidung bzw. Minimierung außerordentlicher Risiken ist ein Genehmigungsprozess für 

Aufträge mit hohem Risiko eingerichtet. Hoch ist ein Risiko insbesondere dann, wenn entweder die 

Durchführung der Prüfung oder die abzugebende fachliche Äußerung in besonderem Maße geeig-

net ist, Haftungs- und/oder Reputationsrisiken für den FGV zu verursachen bzw. zu erhöhen. Im 

Rahmen des Genehmigungsprozesses werden durch den Vorstand und das NO eventuell notwen-

dige Sicherungsmaßnahmen bestimmt. 

Werden dem verantwortlichen Prüfungspartner im Rahmen der Durchführung eines Auftrages In-

formationen bekannt, die zu einer ursprünglich erhöhten Risikoeinschätzung geführt hätten, so ist 

das NO zu konsultieren, um eventuell notwendige Sicherungsmaßnahmen festlegen zu können. 

Im Rahmen der Vorbereitung auf die Prüfung wird die Verantwortlichkeit für die Prüfungsdurchfüh-

rung festgelegt und dem Mandanten in der Prüfungsankündigung (§ 57 Abs. 2 GenG) mitgeteilt. 

Wenn eine gesetzmäßige sowie sach- und termingerechte Prüfung im Einzelfall nicht gewährleistet 

werden kann, wird der FGV gemäß § 55 Abs. 3 GenG einen anderen Prüfungsverband, einen Wirt-

schaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Prüfung beauftragen. 
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3.7. Prüfungsdurchführung 

Zu Beginn der Prüfungen wird die Verantwortlichkeit für die Prüfungsdurchführung festgelegt und 

dem Mitglied in der Prüfungsankündigung (§ 57 Abs. 2 GenG) mitgeteilt.  

Die Durchführung und Dokumentation von Jahres- und Konzernabschlussprüfungen erfolgt beim 

FGV gemäß der Global Focus Audit Methodology, die den weltweit einheitlichen, ISA-konformen 

Prüfungsansatz von BTI berücksichtigt. Diese Methodologie, festgehalten im BTI Audit Manual, 

wird jährlich von BTI aktualisiert und ist für sämtliche Prüfungen von Jahres- und Konzernab-

schlüssen verbindlich einzusetzen. 

Die Formulare und Checklisten von „Global Focus“, ergänzt um die erforderlichen nationalen Hin-

weise, Muster und Formulare, enthalten alle erforderlichen Hilfsmittel für die ordnungsgemäße 

Durchführung der Prüfungsaufträge. Die Global Focus Audit Methodology wird in der Prüfungssoft-

ware Audit Template von Caseware International, Toronto, umgesetzt. 

Die Software „Global Focus“ wird von einem zentral gepflegten BTI Audit Manual begleitet. Das 

Manual legt die von den Netzwerkmitgliedern anzuwendenden Grundsätze und Richtlinien für die 

Prüfung von Jahres- und Konzernabschlüssen fest, die in „Global Focus“ umgesetzt sind. Manual 

und Software werden durch die Global Focus Steering Group, der neben dem Global Office von 

BTI maßgebliche Netzwerkmitglieder angehören, laufend aktualisiert und weiterentwickelt. 

„Global Focus“ folgt dem risikoorientierten Prüfungsansatz, wie er u. a. im International Standard 

on Auditing: Identifizierung und Beurteilung der Risiken wesentlicher falscher Darstellungen (ISA 

[DE] 315 (rev. 2019)) vorgegeben wird. Im Rahmen dieses Prüfungsansatzes wird zunächst ein 

Verständnis für das Unternehmen, sein Umfeld und sein rechnungslegungsbezogenes internes 

Kontrollsystem entwickelt und es werden die Wesentlichkeitsgrenzen festgelegt, um die Risiken 

wesentlicher falscher Darstellungen in der Rechnungslegung aufgrund von dolosen Handlungen 

oder Irrtümern auf Jahresabschluss- und Aussageebene zu identifizieren und zu beurteilen. 

Auf Grundlage dieser Risikobeurteilung werden die prüferischen Reaktionen in der Prüfungsstrate-

gie und im individuellen Prüfprogramm festgelegt. Diese Prüfungsplanung liegt in der Verantwor-

tung des vorrangig verantwortlichen Prüfungspartners und dient dem gesamten Prüfungsteam als 

verbindliche Vorgabe, die zu bearbeiten und, gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Prü-

fungsfeststellungen und neuen Erkenntnissen, anzupassen ist. 

Der FGV beachtet bei der Durchführung von Abschlussprüfungen die deutschen GoA, die sich aus 

den ISA [DE] und den IDW Prüfungsstandards zusammensetzen. 

Die Prüfung wird durch den vorrangig verantwortlichen Prüfungspartner geleitet und überwacht, 

der auch für Fragen, sei es vom Unternehmen oder vom Prüfungsteam, zur Verfügung steht.  
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Vor Beendigung der Prüfung und der Auslieferung der Berichterstattung erfolgt die abschließende 

Durchsicht und Beurteilung der Arbeitsergebnisse durch die verantwortlichen Prüfungspartner.  

Abschließend erfolgt für alle Prüfungsberichte eine Berichtskritik durch einen Wirtschaftsprüfer 

oder vereidigten Buchprüfer, der Objektivität und Unabhängigkeit von dem zu beurteilenden Ge-

genstand gewährleisten kann. Aufgabe der Berichtskritik ist die Beurteilung, ob der Prüfungsbe-

richt und die Berichterstattung hinsichtlich Beauftragung, Durchführung und Ergebnis der Prüfung 

in Übereinstimmung mit gesetzlichen und berufsständischen Anforderungen erfolgen. 

Bei bedeutsamen Zweifelsfragen, die im Rahmen einer Prüfung auftreten, ist der vorrangig verant-

wortliche Prüfungspartner verpflichtet, diese mit einem weiteren Wirtschaftsprüfer bzw. einem Ex-

perten zu beraten und diese einer Lösung zuzuführen. Bei im QMH aufgeführten, besonders kriti-

schen Fällen in Zusammenhang mit der Rechnungslegung, der Abschlussprüfung und der Ertei-

lung von Vermerken sowie bei ungewöhnlichen oder komplexen Transaktionen ist zwingend das 

NO zu konsultieren. 

Die ausschließlich elektronische Aufbewahrung der Arbeitspapiere von Prüfungen bei Unterneh-

men von öffentlichem Interesse sowie der im Zusammenhang mit der Prüfung entstandenen Daten 

erfolgt unter Berücksichtigung der berufsrechtlichen Vorschriften. 

 

3.8. Auftragsbegleitende Qualitätssicherung 

Die Einbeziehung einer auftragsbegleitenden Qualitätssicherung (aQS) ist von Gesetzes wegen 

nur dann verpflichtend, wenn die zu prüfende Genossenschaft kapitalmarktorientiert i. S. d. § 264d 

HGB oder ein CRR-Kreditinstitut i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG mit einer Bilanzsumme von mehr 

als 3 Mrd. Euro ist. Dagegen ist nach internen Vorgaben des FGV die Prüfung durch einen Quali-

tätssicherer bereits zu begleiten, wenn ein hohes Risiko vorliegt oder die Bilanzsumme im Fall von 

Kreditgenossenschaften 1,5 Mrd. Euro überschreitet. 

In diesen Fällen ist der gesamte Prüfungsprozess durch einen nicht an der Prüfung beteiligten 

Wirtschaftsprüfer zu begleiten. 

Durch die aQS werden im Rahmen einer Abschlussprüfung die Risikobeurteilung, die Prüfungs-

strategie sowie die Kommunikation mit dem Unternehmen, der Abschluss und Lagebericht sowie 

der Entwurf des Prüfungsberichts und des Bestätigungsvermerks überprüft. Es werden die wesent-

lichen Einschätzungen des Prüfungsteams und die daraus für die Berichterstattung gezogenen 

Schlussfolgerungen gewürdigt. Die aQS hat durch einen auftragsunabhängigen WP/vBP mit ent-

sprechender Fachkompetenz zu erfolgen. 
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Entsprechend ISQM 2: Engagement Quality Reviews kann die auftragsbegleitende Qualitätssiche-

rung durch ein aQS-Team durchgeführt werden, wobei ein bestimmter Prüfer die Hauptverantwor-

tung innehat. Das Team kann sich zusammensetzen aus der aQS und der IT-aQS. 

 

3.9. Lösung von Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten zu bedeutsamen Zweifelsfragen sind zu lösen, bevor eine Berichter-

stattung an die Mitgliedsgenossenschaft erfolgt. Eine Entscheidung über Meinungsverschiedenhei-

ten muss zunächst innerhalb des Auftragsteams gesucht werden. Ist dies nicht möglich, ist das NO 

zwecks Konfliktlösung zu konsultieren. 

Meinungsverschiedenheiten, die nach Abschluss des Konsultationsprozesses weiter bestehen, 

müssen unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Eigenverantwortlichkeit der unterzeichnen-

den Wirtschaftsprüfer vor dem Datum der Berichterstattung geklärt und entschieden werden. Der 

vorrangig verantwortliche Prüfungspartner hat dafür zu sorgen, dass die den Meinungsverschie-

denheiten zugrunde liegenden Sachverhalte, gegebenenfalls die Ergebnisse der erfolgten Konsul-

tationen, und die Begründung zur fachlichen Lösung in den Arbeitspapieren dokumentiert werden. 

 

3.10. Interne Qualitätskontrolle 

Das NO von Baker Tilly führt in Zusammenarbeit mit den Standorten jährlich interne Nachschauen 

durch. Ziel der internen Nachschau ist es, die Angemessenheit und Wirksamkeit der Regelungen 

und Maßnahmen zum QMS bei Baker Tilly zu beurteilen, um relevante, verlässliche und zeitge-

rechte Informationen zu erlangen und um geeignete Maßnahmen als Reaktion auf identifizierte 

QMS-Mängel zu ergreifen, sodass diese zeitnah behoben werden können. 

Die Aufträge des FGV werden im Rahmen der internen Nachschau von Baker Tilly in angemesse-

nem Umfang berücksichtigt. 

Die Auftragsnachschau dient insbesondere der Feststellung, ob die gesetzlichen und berufsständi-

schen Anforderungen und die ergänzenden Regelungen des internen QMS zur Auftragsabwick-

lung eingehalten wurden und ob die Berichterstattung über die Ergebnisse der Prüfung ordnungs-

gemäß erfolgt ist. 

Die Feststellungen daraus werden mit den betroffenen Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprü-

fern diskutiert und einer Root Cause Analysis unterzogen. 

Auf dieser Basis wird festgehalten, ob aufgedeckte Verstöße oder Mängel sich auf Schwächen im 

QMS selbst beziehen, einschließlich solcher im Nachschau- und Verbesserungsprozess, oder auf 
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die konkrete Auftragsabwicklung zurückzuführen sind, d. h. ob es sich um Einzelfallfeststellungen 

handelt. 

Abhängig von der Anzahl der Feststellungen sind folgende Einzelmaßnahmen aus den Ergebnis-

sen der Nachschau festgelegt: 

• Debriefing mit den Unterzeichnern durch das NO von Baker Tilly und einem nicht an der  

Prüfung beteiligten Mitglied des Vorstands des FGV, Monitoring der Abwicklung ausgewählter 

Abschlussprüfungen oder Teilbereiche von Abschlussprüfungen des Berufsträgers durch das 

NO im Folgejahr. 

• Wesentliche aufgedeckte Mängel in der konkreten Auftragsabwicklung, bei denen es sich  

um wiederholte Nichtbeachtung der Regelungen des QMS handelt, können disziplinarische 

Konsequenzen zur Folge haben. 

Außerdem wurde ein zentrales Konsequenzenmanagement eingerichtet, wonach die Berechtigung 

oder Besonderheit von Feststellungen eruiert sowie die zu ergreifenden Sanktionsmaßnahmen 

entschieden werden. Der Konsequenzen-Managementausschuss bestimmt Sanktionsmaßnahmen 

sowohl bei Feststellungen interner als auch externer Qualitätskontrollen. 

Die identifizierten Mängel des QMS werden ferner daraufhin beurteilt, wie schwerwiegend und um-

fassend sie sind. 

Die bei der Nachschau getroffenen QMS-Feststellungen sind Grundlage für die Fortentwicklung 

des QMS. Der für den Nachschau- und Verbesserungsprozess operativ verantwortliche Mitarbeiter 

des NO hat zu beurteilen, ob die auf der Grundlage der Root Cause Analysis ergriffenen Maßnah-

men angemessen ausgestaltet sind. Ferner hat er festzustellen, ob auf die identifizierten QMS-

Mängel und deren Ursachen angemessen reagiert worden ist. 

Über die Ergebnisse der Nachschau ist mindestens einmal jährlich schriftlich zu berichten. Der 

Vorstand des FGV beurteilt im Rahmen seiner Letztverantwortung und Rechenschaftspflicht das 

QMS zumindest einmal jährlich. 

Neben der internen Nachschau führt BTI regelmäßige Qualitätssicherungsprüfungen (Quality Im-

provement Reviews) bei den Netzwerkmitgliedern durch. 

 

3.11. Externe Qualitätskontrolle 

Der FGV ist im Register nach § 40a WPO der Wirtschaftsprüferkammer eingetragen und nimmt 

gemäß § 63e GenG i.V.m. § 57a WPO am System der externen Qualitätskontrolle teil. Er hat sich 

gemäß § 63e Abs. 1 Satz 2 GenG jeweils im Abstand von drei Jahren einer externen 
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Qualitätskontrolle zu unterziehen. Die letzte externe Qualitätskontrolle nach §§ 63e ff. GenG wurde 

mit dem Prüfungsurteil vom 22. Mai 2023 abgeschlossen. 

Da der FGV keine gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen bei Unternehmen durchführt, 

die kapitalmarktorientiert i. S. d. § 264d HGB sind, werden derzeit keine Inspektionen in entspre-

chender Anwendung des § 62b WPO stichprobenartig ohne besonderen Anlass durchgeführt. Im 

Übrigen findet Art. 26 EU-APrVO für den FGV keine Anwendung.  

 

3.12. Umgang mit Beschwerden und Vorwürfen 

Der FGV geht im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht Beschwerden oder Vorwürfen von Mitgliedern 

oder Dritten nach, wenn sich aus ihnen Anhaltspunkte für Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften 

oder fachliche interne oder externe Regelungen oder Maßnahmen des QMH ergeben (§ 40 BS 

WP/vBP).  

Da der FGV Abschlussprüfungen durchführt, sind Regelungen und Verfahren vorzusehen, die es 

Mitgliedern oder externen Dritten, ggf. unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität, ermögli-

chen, potenzielle oder tatsächliche Verstöße gegen die EU-APrVO oder gegen Berufspflichten so-

wie etwaige strafbare Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten innerhalb der Praxis an geeignete 

Stellen zu berichten. 

Der FGV ist derzeit nicht zur Einrichtung einer Hinweisgebermeldestelle i. S. des HinSchG ver-

pflichtet.   

Treten Anhaltspunkte für berufliche Beanstandungen im Bereich der Jahresabschlussprüfung auf, 

so ist umgehend das NO von Baker Tilly zu informieren und über die weitere Entwicklung auf dem 

Laufenden zu halten. 

 

3.13. Mitarbeiter und Fortbildung 

Aufgrund der bestehenden Kooperationsvereinbarungen kann der FGV bei seinen Prüfungen Ar-

beitnehmer und Betriebsmittel von Baker Tilly und der Sozietät Dr. Behrens, Mätz & Partner GbR 

einsetzen.  

Nach § 55 Abs. 1 GenG sollen die vom Verband beschäftigten Prüfer im genossenschaftlichen 

Prüfungswesen ausreichend vorgebildet und erfahren sein. 

Den Wirtschaftsprüfern obliegt die Erfüllung der berufsständischen Fortbildungsverpflichtung (§ 5 

BS WP/vBP). Nach § 43 Abs. 2 Satz 4 WPO sind die Berufsträger verpflichtet, sich fachlich fortzu-

bilden. 
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Die Fortbildung soll die Fachkenntnisse, die Fähigkeit zu ihrer Anwendung sowie das Verständnis 

der Berufspflichten auf einem ausreichend hohen Stand halten. Berufsträger erfüllen ihre Fortbil-

dungsverpflichtung von jährlich 40 Stunden durch Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen als Hö-

rer oder als Dozent (mindestens 20 Stunden) sowie durch Selbststudium. Entsprechende Veran-

staltungen können intern bei der Baker Tilly Academy oder extern absolviert werden. 

Die Einhaltung der Verpflichtung durch die Berufsträger sowie durch die sonstigen fachlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter wird jährlich überprüft. Das NO von Baker Tilly überwacht auf Basis 

der Auswertungen aus der Leistungserfassung und der erfassten Fortbildungsnachweise die Ein-

haltung der Fortbildungsverpflichtungen der Berufsangehörigen von Baker Tilly. 
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4. Erklärungen des Vorstands 

 

4.1. Erklärungen des Vorstands zur Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems des 

Qualitätssicherungssystems nach Art. 13 Abs. 2 lit. d) 2. HS EU-APrVO 

Der Vorstand des Freier Genossenschaftsverband e.V. erklärt, dass die Maßnahmen des internen 

Qualitätssicherungssystems im abgelaufenen Geschäftsjahr wirksam sind. Er erklärt ferner, dass 

das Qualitätssicherungssystem den gesetzlichen Anforderungen entspricht und dass die sich aus 

diesem System ergebenden Regelungen eingehalten worden sind. Von der tatsächlichen Einhal-

tung der Regelungen hat sich der Vorstand durch organisatorische Maßnahmen, wie regelmäßige 

Abfragen und Überprüfungen sowie Maßnahmen der internen Nachschau überzeugt. 

 

4.2. Erklärungen des Vorstands zur Wahrung der beruflichen  

Unabhängigkeitsanforderungen nach Art. 13 Abs. 2 lit. g) EU-APrVO 

Der Vorstand des Freier Genossenschaftsverband e.V. erklärt, dass die skizzierten Maßnahmen 

zur Wahrung der beruflichen Unabhängigkeitsanforderungen Bestandteil des Qualitätsmanage-

mentsystems des Freier Genossenschaftsverband e.V. sind und eine interne Überprüfung der  

Einhaltung der Unabhängigkeitsanforderungen stattgefunden hat. 
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4.3. Erklärungen des Vorstands zur Erfüllung der Fortbildungsverpflichtung der Berufs-

angehörigen nach Art. 13 Abs. 2 lit. h) EU-APrVO 

Der Vorstand des Freier Genossenschaftsverband e.V. erklärt, dass die für den Freier Genossen-

schaftsverband e.V. tätigen Berufsträger zur Erfüllung ihrer Fortbildungsverpflichtungen angehalten 

werden und dass die Einhaltung dieser Verpflichtungen entsprechend überwacht wird. 

 

Düsseldorf, im April 2026 

Freier Genossenschaftsverband e.V., Düsseldorf 

 

    

Ralf Gröning Prof. Dr. Thomas Edenhofer Dr. Peter Behrens Thomas Gloth 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer  

 

 

 

 

 

_____________________________________________________________________________________________________ 

Gender-Hinweis 

Wertschätzung, Respekt und Vielfalt sind zentrale Bestandteile unserer Unternehmenskultur. Das gilt auch 

für unsere Kommunikation. Wenn wir nur ein grammatisches Geschlecht verwenden, tun wir dies aus-

schließlich, um eine bessere Lesbarkeit zu gewährleisten. 



 
 
 

Anlage 

Netzwerk – Liste der Mitgliedsfirmen von  

Baker Tilly International 
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Zum 31. Dezember 2025 erbringen die folgenden unabhängigen Mitglieds-

firmen des BTI-Netzwerks gesetzliche Abschlussprüfungsdienstleistungen in 

der EU: 

 

Land Gesellschaft 
______________________ ____________________________________________________________ 

Belgien Baker Tilly Belgium 

Bulgarien TPA Audit OOD; Baker Tilly Klitou and Partners OOD 

Dänemark Baker Tilly Denmark 

Deutschland Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Estland Baker Tilly Baltics OÜ 

Finnland Baker Tilly Finland Oy 

Frankreich Baker Tilly Strego Audit 

Gibralter  Baker Tilly (Gibraltar) Ltd 

Griechenland Baker Tilly Greece Auditors S.A. 

Irland Baker Tilly Kirk; Baker Tilly Ireland 

Island Rýni endurskoðun ehf 

Italien Baker Tilly Revisa SpA 

Kroatien TPA Audit d.o.o. 

Lettland Baker Tilly Baltics SA 

Liechtenstein Baker Tilly (Liechtenstein) AG 
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Land Gesellschaft 
______________________ ____________________________________________________________ 

Litauen UAB Scandinavian Accounting and Consulting 

Luxemburg Baker Tilly Audit & Assurance s.à. r.l. 

Malta Baker Tilly Malta 

Niederlande Baker Tilly (Netherlands) 

Norwegen Baker Tilly Grimsrud & Co. 

Österreich AuditConsultAustria Wirtschaftsprüfung und   

Unternehmensberatung GmbH 

(inkl. Netzwerkgesellschaften) 

Polen Baker Tilly TPA Sp. z o.o. 

Rumänien TPA Audit Advisory S.R.L.;  

Baker Tilly Klitou and Partners SRL 

(inkl. Netzwerkgesellschaften) 

Schweden Baker Tilly Sweden 

(inkl. Netzwerkgesellschaften) 

Slowakische Republik TPA Audit, s.r.o. 

Spanien Baker Tilly Iberia 

(inkl. Netzwerkgesellschaften) 

Tschechische Republik TPA Audit, s.r.o. 

Ungarn TPA Control Könyvvizsgáló Kft. 

Zypern Baker Tilly Klitou & Partners Limited 

(inkl. Netzwerkgesellschaften) 


